
Zusammenwirken mit den gesellschaftlichen Gerichten

Auf die qualitativ veränderte, verfassungsrechtlich fi
xierte Stellung der Konflikt- und Schie'dskomissionen 
ist bereits verschiedentlich hingewiesen worden11. Die 
gesellschaftlichen Gerichte tragen wesentlich dazu bei, 
die sozialistischen Beziehungen im Zusammenleben der 
Bürger zu prägen, die verfassungsmäßigen Rechte der 
Werktätigen zu sichern, das sozialistische und persön
liche Eigentum zu schützen und Ordnung und Sicherheit 
in den Städten und Gemeinden, Betrieben sowie Genos
senschaften zu erhöhen.
Seit Anfang vergangenen Jahres haben sich die Be
zirksgerichte stärker auf die Anleitung der gesellschaft
lichen Gerichte konzentriert und Probleme der Zu
sammenarbeit sowie der einheitlichen Anwendung des 
materiellen und Prozeßrechts in Plenartagungen bera
ten. Die im Juli 1969 vom Bezirksgericht Erfurt durch
geführte Bezirkskonferenz mit Schiedskommissionen ist 
ein gutes Beispiel dafür, wie die besten Erfahrungen 
in der Arbeit der gesellschaftlichen Gerichte verallge
meinert und wie ihnen durch die staatlichen Gerichte 
konkrete Hilfe und Anleitung gegeben werden können. 
Wir können heute einschätzen, daß die Beratungen der 
gesellschaftlichen Gerichte insgesamt gesehen gründ
lich vorbereitet und durchgeführt werden. Sie sind zu
nehmend durch eine qualifizierte Erforschung der Ur
sachen und Bedingungen von Straftaten und Verfeh
lungen sowie eine differenzierte Einbeziehung der Öf
fentlichkeit gekennzeichnet. Die insbesondere im Er
gebnis von Beratungen über Straftaten und Verfehlun
gen erteilten Empfehlungen sind meist konkret, werden 
von ihren Empfängern ernst genommen, und ihre Ver
wirklichung wird immer besser durch die Mitglieder 
der gesellschaftlichen Gerichte auf vielfältige Weise 
kontrolliert. Die Berichterstattung der gesellschaftlichen 
Gerichte vor ihren Wählern bzw. vor den örtlichen 
Volksvertretungen sowie die Zusammenarbeit der 
Schiedskommissionen mit den Ausschüssen der Nationa
len Front entwickeln sich erfolgreich. Auch ihre Mit
wirkung am komplexen vorbeugenden Kampf gegen 
die Kriminalität und andere Rechtsverletzungen ist 
stärker geworden. In einigen Bezirken gibt es bereits 
Vereinbarungen über die Zusammenarbeit von Schieds
kommissionen mit den staatlichen Organen und den 
gesellschaftlichen Organisationen.
In Wahrnehmung der gemeinsamen Verantwortung für 
die Tätigkeit der Konfliktkommissionen haben in eini
gen Bezirken und Kreisen die FDGB-Vorstände, die 
Staatsanwaltschaft und das Gericht Vereinbarungen 
über die Anleitung der Konfliktkommissionen und — 
wie z. B. im Bezirk Cottbus — auch über die Gestal
tung von Systemen zur Vorbeugung gegen Rechtsver
letzungen in den Betrieben abgeschlossen. Die Verein
barung zwischen dem Bezirksvorstand des FDGB, dem 
Staatsanwalt des Bezirks und dem Direktor des Be
zirksgerichts Gera vom 6. Februar 1969 stellt eine neue 
Form der Zusammenarbeit dieser Organe bei der An-
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leitung, Schulung und Erfahrungsvermittlung der Kon
fliktkommissionen, der Gesetzlichkeitsaufsicht und der 
Gewährleistung der einheitlichen Rechtsanwendung 
dar1*.
Mit der Durchsetzung dieser Vereinbarungen wird unter 
Wahrung der Eigenverantwortlichkeit der beteiligten 
Organe eine wirksame Unterstützung der gesellschaft
lichen Gerichte, der notwendige Informationsaustausch 
und auch eine richtige Öffentlichkeitsarbeit gewährlei
stet. Die gesellschaftlichen Gerichte, vor allem auch die 
im Jahre 1968 neu gewählten Schiedskommissionen, 
entwickeln sich auf dieser Grundlage zunehmend zu 
Kollektiven mit ausgeprägtem Bewußtsein der Eigen
verantwortlichkeit. All diesen Problemen wird das 
Oberste Gericht bei den im IV. Quartal 1969 gemeinsam 
mit dem Ministerium der Justiz durchzuführenden Un
tersuchungen große Aufmerksamkeit schenken müssen, 
um die Leitungsbeziehungen der staatlichen Gerichte zu 
den Konflikt- und Schiedskommissionen verbessern zu 
helfen.

*

Beim Übergang in das nächste Jahrzehnt der Arbeit 
des Obersten Gerichts stehen wir vor einer B'ülle neuer, 
teilweise gerade erst in Angriff genommener Aufgaben. 
Unser Hauptziel bleibt es nach wie vor, kein Zurück
bleiben der Rechtsprechung gegenüber der gesamtge
sellschaftlichen Entwicklung zuzulassen, d.h. unseren 
Beitrag zum entwickelten gesellschaftlichen System des 
Sozialismus zu leisten. Unter dieser Zielsetzung ist jede 
Entscheidung und Beratung eines staatlichen oder ge
sellschaftlichen Gerichts zu sehen, deren Tätigkeit das 
sozialistische Recht gegenüber unseren Bürgern ver
wirklicht. Daß das einheitlich und .gerecht geschieht, 
dafür tragen das Oberste Gericht, die Bezirksgerichte 
und Militärobergerichte eine hohe Verantwortung. Um 
dieser Verantwortung gerecht zu werden, darf der 
Kampf um die Erhöhung der Wisenschaftlichkeit der 
Leitung keinen Augenblick nachlassen. Das entschei
dende Problem stellt jetzt die Einführung der marxi
stisch-leninistischen Organisationswissenschaft in die 
Rechtspflege dar. Auf diesem Gebiet gibt es erste Er
folge, aber noch viele ungelöste Fragen. Sie zu beant
worten, wird für das Oberste Gericht eine wichtige 
Aufgabe der nächsten Jahre sein, die in wesentlichen 
Punkten gemeinsam mit dem Generalstaatsanwalt und 
dem Ministerium der Justiz gelöst werden muß.
Ich möchte den 20. Jahrestag der DDR und den bevor
stehenden 20. Jahrestag des Obersten Gerichts zum An
laß nehmen, um allen Mitgliedern des Plenums des 
Obersten Gerichts und allen Richtern in unserer Repu
blik für die große und hingebungsvolle Arbeit zu dan
ken, die sie in den vergangenen Jahren für die Siche
rung unserer Gesellschafts- und Staatsordnung, für den 
Schutz und die Wahrung der Rechte unserer Bürger 
geleistet haben. Diese Arbeitsergebnisse berechtigen 
mich, zu erklären: Die Mitarbeiter des Obersten Ge
richts Und aller Gerichte der DDR werden auch in Zu
kunft treu zu unserem Arbeiter-und-Bauern-Staat ste
hen und die ihnen übertragenen Aufgaben in Ehren er
füllen!
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